
staub abzufahren, was etwa zwei Stunden in Anspruch 
nehme. Dafür berechne er den betrieblichen Arbeits­
stundenverrechnungssatz von 3,92 M. Für die Zeit vom
1. Januar 1966 bis 31. Dezember 1968 ergebe sich ein 
Betrag von 3 935,68 M.
Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zur Zahlung 
dieser Summe zu verurteilen.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er 
hat erwidert, daß der Staub auch noch von anderen 
Betrieben komme. Im übrigen sei er selbst daran inter­
essiert gewesen, die Staubentwicklung herabzumindern. 
Dazu habe er Kohlenbunker gebaut und eine Brause­
anlage eingerichtet. Soweit der Kläger seinen Anspruch 
aus einer unerlaubten Handlung herleite, werde be­
stritten, daß der Verklagte vorsätzlich oder fahrlässig 
das Eigentum des Klägers verletzt habe.
Das Kreisgericht hat den Verklagten antragsgemäß ver­
urteilt.
Die vom Verklagten gegen diese Entscheidung einge­
legte Berufung hatte keinen Erfolg.

A u s d e n  G r ü n d e n :
Zunächst ist in Übereinstimmung mit der vorinstanz­
lichen Entscheidung festzustellen, daß der Kläger 
grundsätzlich gegen den Verklagten einen Schadener­
satzanspruch hat.
Nach § 906 BGB kann der Eigentümer eines Grund­
stücks die Zuführung von Gasen, Dämpfen, Gerüchen, 
Rauch, Ruß, Wärme, Geräusch, Erschütterungen und 
ähnliche von* einem Grundstück ausgehende Einwir­
kungen insoweit nicht verbieten, als die Einwirkung 
die Benutzung seines Grundstücks nicht oder nur un­
wesentlich beeinträchtigt. Im vorliegenden Fall erfolgt 
aber durch die Einwirkung des Kohlenstaubs eine we­
sentliche Beeinträchtigung in der Benutzung des 
Grundstücks des Klägers, weil der Verklagte seine 
Kohlenbe- und -entladungsanlage beträchtlich erweitert 
und dadurch eine über den zumutbaren Rahmen hin­
ausgehende und auf die Nachbargrundstücke übergrei­
fende Kohlenstaubentwicklung verursacht hat. Die Er­
weiterung der Anlage auf den jetzigen Zustand war 
übrigens gemäß § 907 BGB nicht zulässig, weil durch 
sie eine unzumutbare Belästigung der Nachbarn, insbe­
sondere des Klägers, infolge Kohlenstaubeinwirkung 
erfolgte. Gemäß §§ 862, 1004 BGB konnte daher der 
Kläger die Beseitigung der Störung seines Besitzes bzw. 
der Beeinträchtigung seines Eigentums- in der Weise 
verlangen, daß Maßnahmen zur wirksamen Einschrän­
kung der Kohlenstaubentwicklung getroffen werden. 
Dabei muß in Übereinstimmung mit dem Urteil des
2. Zivilsenats des Obersten Gerichts, vom 2. März 1965 
— 2 Uz 15/64 — beachtet werden, daß derartige An­
sprüche nicht unbeschränkt bestehen, weil damit stö­
rend in den Planablauf der Produktion bzw. des Han­
dels eingegriffen werden könnte.
Im vorliegenden Fall macht der Kläger jedoch Scha­
denersatzansprüche gegen den Verklagten geltend, für 
deren Beurteilung in erster Linie die §§ 823 ff. BGB 
maßgebend sind. Voraussetzung für einen Schaden­
ersatzanspruch ist neben der widerrechtlichen Verlet­
zung des Eigentums des Geschädigten, welche im kon­
kreten Fall auf Grund der §§ 907, 1004 BGB vorliegt, 
ein schuldhaftes Verhalten des Schädigers, das auch in 
der Form der Fahrlässigkeit gegeben sein kann. Ein 
solches fahrlässiges Verhalten des Verklagten liegt vor. 
Dabei sind insbesondere bei Immissionen hinsichtlich 
der, Sorgfaltspflichten der Nachbarn erhöhte Anforde­
rungen zu stellen.
Der Kläger hat unwidersprochen vorgetragen, daß bei 
Eröffnung seiner Werkstatt im Jahre 1960 der Kohlen­
umschlag des Verklagten weit unter der jetzigen Menge 
lag. Damit war auch die Kohlenstaubentwicklung weit­
aus geringer als jetzt. Das wird durch die Aussage des

Leiters der Filiale des Verklagten bestätigt, der aus­
führte, daß der Kohlenumschlag von 600 Tonnen jähr­
lich auf jetzt 24 000 Tonnen zugenommen habe und daß 
daher im Jahre 1964 auch die Hochbunker angeschafft 
worden seien. Die außerordentliche Erweiterung der 
Kohlenbe- und -entladung mußte zu einer weitaus 
höheren Kohlenstaubentwicklung führen. Da der Ver­
klagte seine Filiale in der Nähe der Werkstatt des Klä­
gers und in geringer Entfernung von Wohnungen un­
terhält, war er verpflichtet, bei einer derartigen Er­
weiterung der Anlage die Interessen der Nachbarn zu 
berücksichtigen und entweder die Anlage so zu erwei­
tern, daß die dadurch bedingte umfangreichere Kohlen­
staubentwicklung möglichst ausgeschaltet worden 
wäre, oder von der Erweiterung der Anlage an diesem 
Ort abzusehen und sich schon damals um einen an­
deren Standort zu bemühen, wie es seit einiger Zeit 
offenbar mit Erfolg geschieht.
Der Verklagte hat allerdings verschiedene Maßnahmen 
getroffen, wie z. B. das Verhängen der Kohlenbunker 
mit Planen und die Anbringung einer Sprühanlage. 
Beide Maßnahmen haben aber — wie unstreitig ist und 
durch die Feststellung des Bezirkshygieneinstituts be­
stätigt wird — nicht ausgereicht.
Es kann keinem Bürger zugemutet werden, auf lange 
Zeit Beschränkungen hinnehmen zu müssen, wie sie 
der Kläger schildert und wie sie vom Zeugen K. be­
stätigt worden sind. Der Zeuge bestätigte auch, daß an 
den Hochbunkern wohl Planen aufgehängt, worden 
sind; diese seien aber bei starkem Westwind wegge­
weht. Die Sprüheinrichtung des Verklagten habe er 
bisher noch nicht in Tätigkeit gesehen. Diese Aussage 
des Zeugen erhärtet die Feststellung, daß der Verklagte 
bei der Vergrößerung der Kohlenbe- und -entladungs­
anlage insoweit fahrlässig gehandelt hat, als er nicht 
einmal die von ihm eingeleiteten Maßnahmen zur teil­
weisen Eindämmung des Kohlenstaubs mit der er­
forderlichen Konsequenz durchgeführt hat. In Art. 15 
Abs. 2 der Verfassung wird u. a. die Reinhaltung der 
Gewässer und der Luft als Aufgabe der zuständigen 
Organe gefordert und darüber hinaus zur Sache jedes 
Bürgers erklärt/*/.
Soweit sich der Verklagte darauf beruft, daß sich auch 
durch andere Einrichtungen Staub entwickele, ist fest­
gestellt worden, daß eine solche Staubentwicklung 
nicht über den Rahmen des Zumutbaren hinausgeht. 
Das schuldhafte Verhalten des Verklagten ergibt sich 
demnach aus den zum Teil nicht mit der erforderlichen 
Konsequenz befolgten Maßnahmen entsprechend den 
Festlegungen des Bezirkshygieneinstituts (fachgerechtes 
Anbringen der Zeltplanen und intensivierter Reini­
gungsturnus auf dem Betriebsgelände).
Aber selbst dann, wenn ein schuldhaftes Verhalten des 
Verklagten nicht festgestellt worden wäre, hätte der 
Kläger nach dem bereits erwähnten Urteil des Obersten 
Gerichts einen Schadenersatzanspruch gegen den Ver­
klagten. Es entspricht den Prinzipien der sozialistischen 
Gerechtigkeit, bei nicht oder nur mit unverhältnis­
mäßig hohem Kostenaufwand vermeidbaren Immissio­
nen dem emittierenden Betrieb im Rahmen der gesetz­
lichen Möglichkeiten für die in diesen Fällen entstan­
denen Schäden eine Ersatzpflicht aufzuerlegen, wenn 
diese Schäden bei Einhaltung aller dem geschädigten 
Betrieb oder Bürger zumutbaren Maßnahmen zur 
Schadensminderung entstanden sind. Nach dem ge-

/•/ Dieser Verfassungsauftrag hat inzwischen im Gesetz über 
die planmäßige Gestaltung der sozialistischen Landeskultur in 
der DDR — Landeskulturgesetz — vom 14. Mai 1970 (GBl. I 
S. 67) und in Durchführungsverordnungen zu diesem Gesetz 
seine konkrete Ausgestaltung gefunden. Vgl. insbesondere die 
§§ 24 bis 31 des Landeskulturgesetzes und die 3. DVO zum 
Landeskulturgesetz — Sauberhaltung der Städte und Gemein­
den und Verwertung von Siedlungsabfällen — vom 14. Mai 
1970 (GBl. П S. 339). — D. Red.
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